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Zur weiteren Festigung des Einflusses der Arbeiterschaft am Aufbau der Deutschen Demokratischen 
Republik, der Erhöhung der Arbeitsproduktivität als der Grundbedingung für die erfolgreiche Entwick­
lung der Volkswirtschaft und damit der Erhöhung des materiellen Wohlstandes der Bevölkerung sowie 
zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und der Gesundheit der Arbeiter und Angestellten beschließt die 
Provisorische Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik dieses Gesetz:

I.
Das Recht auf Arbeit

§ 1
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen 

Republik hat das Recht auf Arbeit. Es muß ihm ein 
seinen Fähigkeiten entsprechender und zumutbarer 
Arbeitsplatz nachgewiesen werden.

(2) Das Ministerium für Planung ist verpflichtet, 
in Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Arbeit 
und Gesundheitswesen und den Fachministerien 
jährlich im Rahmen des Volkswirtschaftsplanes 
einen Arbeitskräfteplan aufzustellen.

(3) Der Facharbeiternachwuchs wird jährlich durch 
den zu erstellenden Nachwuchsplan geregelt.

(4) Die staatlichen Organe sind verpflichtet, die 
erforderlichen Bedingungen zu schaffen, die es den 
Frauen ermöglichen, in größerem Maße von ihrem 
Recht auf Arbeit in allen Zweigen der Volkswirt­
schaft Gebrauch zu machen.

§ 2
Unbeschadet des Anspruchs der erwerbstätigen 

Männer und Frauen auf Altersrente, ist ihnen nach 
freiem Ermessen die Fortführung ihrer Berufstätig­
keit gemäß ihren körperlichen und geistigen Fähig­
keiten zu sichern. Die reichen Erfahrungen langer 
Berufstätigkeit versetzen sie in die Lage, Anregungen 
für alle zum Wohl aller zu geben.

§ 3
Allen Arbeitenden ist unabhängig von Geschlecht 

und Alter für gleiche Arbeit gleicher Lohn zu zahlen.

II. -
Das Mitbcstimmimgsrecht der Arbeiter und Angestellten

§ 4
(1) In unserer neuen demokratischen Ordnung, in 

der die Schlüsselbetriebe dem Volke gehören, wird 
das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Ange­
stellten, als die entscheidende Kraft im Staate, in der 
Führung der Wirtschaft durch die demokratischen 
staatlichen Organe verwirklicht.

(2) Die freien deutschen Gewerkschaften sind in 
den Betrieben und Verwaltungen die gesetzlichen 
Vertreter der Arbeiter und Angestellten zum Schutz 
ihrer Arbeitsrechte und Interessen in der Produk­
tion, auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes, der Ein­
haltung der im Gesetz festgelegten Arbeitsbedingun­
gen und des Lohnes.

§ 5
Alle Organe der Regierung der Deutschen Demo­

kratischen Republik und der Landesregierungen, der 
Verwaltungen und der volkseigenen Wirtschaft sind 
verpflichtet, die engste Zusammenarbeit mit den zu­
ständigen Organen des Freien Deutschen Gewerk- 
sehaftsbundes und seiner Gewerkschaften herzu­
stellen.

§ 6
Die Betriebsgewerkschaftsleitung ist die Vertre­

tung der Arbeiter und Angestellten im Betrieb. 
Mitglieder der Betriebsgewerkschaftsleitung dürfen 
durch die Ausübung des Mitbestimmungsrechtes und 
ihrer gewerkschaftlichen Tätigkeit keinen Nach­
teilen ausgesetzt sein. Auf der Grundlage der Be­
schlüsse des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und der Gewerkschaften nimmt die Betriebsgewerk­
schaftsleitung teil an der Arbeit der öffentlichen 
Organe der Volkskontrolle, indem sie auf die Erfül­
lung der gesetzlichen Vorschriften im Betrieb achtet.

§ 7
(1) In den volkseigenen Betrieben werden die 

gegenseitigen Verpflichtungen der Belegschaft und 
der Werksleitung, die sich aus dem VEB-Plan er­
geben, jährlich im Betriebsvertrag niedergelegt.

(2) Die Betriebsgewerkschaftsleitung wirkt bei 
der richtigen Verteilung und Ausnutzung des Direk­
torenfonds mit.

(3) Die Arbeiter und Angestellten der volkseigenen 
Betriebe üben ihr Mitbestimmungsrecht bei der Er­
örterung der VEB-Pläne auf den Belegschaftsver­
sammlungen und in den Produktionsberatungen aus; 
sie machen entsprechende Vorschläge, die der Ent­
wicklung der Volkswirtschaft der Deutschen Demo­
kratischen Republik dienen.

§ 8
Die Direktionen der volkseigenen Betriebe tragen 

die volle Verantwortung für die Erfüllung des Pro­
duktionsplanes, für die Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen über Arbeit, Lohn und Arbeitsschutz.

§ 9
Die privaten Industrie-, Landwirtschafts-, Han­

dels- und Verkehrsbetriebe sind verpflichtet, mit 
der Betriebsgewerkschaftsleitung Betriebsvereinba­
rungen, in denen die Durchführung des Mitbestim­
mungsrechtes geregelt wird, abzuschließen und der 
Betriebsgewerkschaftsleitung über die Fragen der 
Produktion und der Geschäftsführung Auskunft zu 
geben.

III.
Steigerung der Arbeitsproduktivität

§ 10

(1) Die Steigerung der Arbeitsproduktivität der 
volkseigenen Betriebe ist die Grundvoraussetzung 
für die Erfüllung der Volkswirtschaftspläne. Die 
Arbeiter und Angestellten der volkseigenen Betriebe 
übernehmen ihre Verantwortung durch Abschluß 
des Betriebsvertrages. Alle leitenden Organe der 
volkseigenen Betriebe sind für die Erreichung der 
im Plan vorgesehenen Steigerung der Arbeitspro­
duktivität verantwortlich. Es ist ihre Aufgabe, die 
Arbeitsorganisation und den Arbeitsablauf ständig 
zu verbessern, alle Voraussetzungen zur Entfaltung 
der Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung zu schaf-


